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1 Vorhaben und Ziele der Bauleitplanung 
Um Rechtsunsicherheiten auszuräumen, hat die Gemeinde Seefeld den Bebauungs-
plan „Wörthseeufer“ in zwei getrennten Teilbebauungsplänen neu aufgestellt. Zudem 
wurden in den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans „Wörthseeufer – Teil 
Nord“ weitere Grundstücksflächen aufgenommen, um zukünftig auch hier die städte-
baulichen Ziele der Gemeinde zu sichern. Aus diesem Anlass hat die Gemeinde einen 
Aufstellungsbeschluss für den nördlichen Teilbereich des ehemaligen Bebauungsplans 
„Wörthseeufer“ mit der Bezeichnung „Wörthseeufer - Teil Nord“, Gemarkung Hechen-
dorf a. Pilsensee gefasst und am 22.06.2022 bekannt gegeben.  

Das übergeordnete Ziel des Bebauungsplans ist die Definition der städtebaulichen und 
gestalterischen Rahmenbedingungen für die zukünftige bauliche Entwicklung entlang 
des Wörthseeufers. Die Intention ist es, die Bebauung im Bestand zu sichern, in Zukunft 
jedoch eine maßvollere bauliche Entwicklung des sensiblen Seeuferbereichs anzustre-
ben und unverhältnismäßige Nachverdichtungstendenzen zu bremsen. Darüber hinaus 
soll jedoch auch neues Baurecht auf bisher untergenutzten Grundstücken geschaffen 
werden. In diesem Zusammenhang wird die in Teilen noch geltende Nutzungsart Son-
dergebiet Wochenendhausgebiet durch eine flächendeckende reine Wohnnutzung für 
alle Grundstücke im Planungsgebiet ersetzt. 

Grünordnerische Planungsziele sind u.a. der Erhalt, der Schutz und die Regeneration 
des sensiblen Uferbereichs sowie die Sicherung von Grünflächen und Vegetationsbe-
ständen vom Seeufer bis zur Wörthseestraße sowie der Erhalt der bestehenden Wald-
flächen im Nordosten des Planungsgebiets.  

Es besteht die Verpflichtung, nach Rechtskraft des Bebauungsplans eine zusammen-
fassende Erklärung mit Angaben zur Art und Weise der Berücksichtigung der 

• Umweltbelange 

• Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

• geprüften Planungsalternativen 

zu erstellen. 

2 Berücksichtigung der Umweltbelange 
Für die oben genannte Änderung des Bebauungsplans „Wörthseeufer - Teil Nord“ wurde 
eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussichtlich erheblichen Umweltauswir-
kungen gem. § 2a BauGB ermittelt und bewertet wurden. Die Beschreibung und Bewer-
tung der Umweltauswirkungen, Prognosen und die Entwicklung des Umweltzustandes 
sowie geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 
nachteiligen Auswirkungen wurden in einem Umweltbericht zusammengefasst. 

Nachfolgend werden die Ergebnisse des Umweltberichts in Bezug auf die Betroffenheit 
der Schutzgüter Pflanzen und Tiere, Boden, Fläche, Wasser, Luft, Klima, Landschafts-
bild und Erholung, des Menschen und seiner Gesundheit sowie Kultur- und Sachgüter, 
Energie und Ver- und Entsorgung zusammengefasst. 

Der Umgriff des Bebauungsplanes hat eine Größe von ca. 3,85 ha. Er liegt in der Ge-
markung des Gemeindeteils Hechendorf am Pilsensee im Westen des Gemeindege-
biets Seefeld. Das Planungsgebiet wird im Westen unmittelbar durch die Wasserfläche 
des Wörthsees begrenzt. Im Osten grenzt es an eine großflächige Waldfläche, im Süden 
an einen privaten Freizeit- und Badebereich und im Norden an die unmittelbar fortlau-
fende Wohnbebauung auf der Gemarkung der Gemeinde Wörthsee.  
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Das Planungsgebiet liegt im Landschaftsschutzgebiet „Westlicher Teil des Landkreises 
Starnberg“ (ID 00542.01) Für einen Teilbereich des Planungsgebiets wurde ein Heraus-
nahmeverfahren durchgeführt. Ein entsprechender Vorschlag des Verlaufs der zukünf-
tigen Grenze des Landschaftsschutzgebietes wurde im Zuge der Erarbeitung dieses 
Bebauungsplanes erstellt und ist identisch mit dem Verlauf der Grenze der privaten 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung „naturnaher Uferbereich“. 
Schutzgut des Menschen und seiner Gesundheit: Es ist nicht davon auszugehen, dass 
es durch die Umsetzung der Planung zu einer Verkehrszunahme oder zusätzlichen 
Licht- und Lärmimmissionen und somit zu erheblichen Beeinträchtigungen kommt. Alle 
Grundstücke sind bereits bebaut und erschlossen. Die geringfügigen Baurechtmehrun-
gen, die durch die Bebauungspläne ermöglicht werden, werden keine negativen Auswir-
kungen haben. Unter anderem mit der Darstellung der Uferbereiche als Grünflächen mit 
der Zweckbestimmung „Uferschutzstreifen“ wird der grüne Charakter des Gebietes er-
halten und gestärkt, was dem Aspekt der Erholung und der Gesundheit zugutekommt.  
Schutzgut Tiere:  Eine durchgeführte artenschutzrechtliche Potentialabschätzung kam 
zu dem Ergebnis, dass ein Vorkommen von planungsrelevanten Arten (Biber, Hasel-
maus, Zauneidechse, Schlingnatter sowie der Artengruppen Fledermäuse und Vögel) 
nicht ausgeschlossen werden kann. In Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbe-
hörde des Landratsamtes Starnberg wird festgelegt, dass im konkreten Einzelfall bei 
einem Bauvorhaben im Zuge der Baugenehmigung jedem Antrag (Bauantrag/ Freistel-
ler) eine artenschutzfachliche Analyse auf der Basis der Relevanzprüfung beizulegen 
ist, um ein Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG ausschließen zu 
können.  In sensible Bereiche mit Bedeutung für die biologische Vielfalt, wie Waldflä-
chen, Gewässer- und Uferbereiche mit vorhandenen Schilf- und Röhrichtzonen sowie 
Flachwasserbereiche wird nicht eingegriffen. Die Erheblichkeit der Auswirkungen auf 
Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt ist daher als gering einzuschätzen. Vermei-
dungs- und Verminderungsmaßnahmen werden im Rahmen des Bebauungsplans fest-
gesetzt.  
Schutzgut Pflanzen: Innerhalb der geänderten Baugebiete gehen lediglich Flächen, die 
sich um die Gebäude herum befinden, in geringem Umfang verloren. In Waldflächen, 
Gewässer- und Uferbereiche mit Schilf- und Röhrichtzonen sowie Flachwasserbereiche 
wird nicht eingegriffen. Auf Ebene des im Verfahren befindlichen Bebauungsplans sind 
Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahmen sowie grünordnerische Festsetzungen 
festgesetzt. Für die nicht bebauten Teile im Westen des Planungsgebiets gilt die Land-
schaftsschutzgebietsverordnung, wodurch diese Flächen vor Eingriffen weitgehend ge-
schützt sind. Die Waldflächen sind mit tatsächlichem Verlauf der Waldgrenze dargestellt.  
Schutzgut Boden / Fläche: Nachdem es sich um flächenmäßig geringe Änderungen 
handelt, die zu großen Teilen den Bestand widerspiegeln, sind insgesamt geringe Aus-
wirkungen auf die Schutzgüter Boden / Fläche zu erwarten. Es handelt sich um Boden 
mit einer anthropogenen Vorprägung. Bei der Planung im Bestand ist eine Nachverdich-
tung im Sinne der Ausweisung neuer Baufelder nicht vorgesehen. Entsprechende Fest-
setzungen zur Verwendung sickerfähiger Bodenbeläge sowie der Beachtung der Hin-
weise zum Bodenschutz wurden im Bebauungsplan getroffen.   
Schutzgut Wasser: Es sind keine Eingriffe am See oder dessen Uferbereichen vorgese-
hen oder zulässig. Uferbereiche werden als Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Ufer-
schutzstreifen“ dargestellt. Im Bebauungsplan sind entsprechende Maßnahmen zum 
Gewässerschutz und zur oberflächigen Versickerung festgesetzt. Darüber hinaus gilt 
die Landschaftsschutzgebietsverordnung. Insgesamt sind voraussichtlich keine erhebli-
chen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu erwarten.   
Schutzgut Klima / Luft: Eine zusätzliche Versiegelung wird nur in geringem Umfang er-
möglicht. Die Waldflächen sowie ein großer Teil des Baumbestandes innerhalb des Pla-
nungsgebietes bleiben erhalten und werden durch die Festsetzungen des Bebauungs-
planes ergänzend gesichert, somit bleiben auch seine klimawirksamen Funktionen dau-
erhaft erhalten. Auch die Uferbereiche, die im Landschaftsschutzgebiet liegen und durch 
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die Festsetzung als private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „naturnaher Uferbe-
reich“ gesichert werden, bleiben erhalten und werden vor jeglichen baulichen Verände-
rungen geschützt. Es sind keine negativen Auswirkungen zu erwarten.  
Schutzgut Landschaftsbild und Erholung: Das Landschaftsbild wird durch den Erhalt und 
Schutz des sensiblen Seeuferbereichs in seinem ökologischen und naturräumlichen Zu-
sammenhang mit seiner Ausweisung als Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Ufer-
schutzstreifen“ positiv unterstützt. Die Sicherung der Freiflächen inkl. des Baumbe-
stands wirkt in Kombination mit den Festsetzungen zum baulichen Maß zum Erhalt des 
grünen Charakters des Gebietes und somit zu Gunsten des Landschafts- und Ortsbilds. 
Negative Auswirkungen auch auf den damit verbunden Erholungsfaktor sind nicht signi-
fikant. Positiv trägt der Verlauf eines Rundwanderwegs um den Wörthsee zur Erhol-
gungsnutzung bei.   

Kultur- und Sachgüter: Die nächstgelegenen Bodendenkmäler befinden sich in weiter 
Entfernung zum Planungsgebiet: In rd. 410 m südöstlicher Richtung (D 1-7933-0150 
„Grabhügel vorgeschichtlicher Zeitstellung“) sowie in rd. 800 m südöstlicher Richtung (D 
1-7933-0032 „Siedlung der späten römischen Kaiserzeit“). Diese werden nicht von der 
Planung berührt. 
Energie: Die Regelungen der Energieeinsparverordnung, die zu energetischen Sparpo-
tenzialen führen, sind bei der Neuplanung zu beachten.  
Ver- und Entsorgung: Die Erschließung des Änderungsgebiets ist gesichert, die Planung 
wirkt sich nicht auf die bestehende Ver- und Entsorgung aus.  
Zusammenfassend ist festzustellen, dass nach derzeitigem Kenntnisstand durch die 
Festsetzungen des Bebauungsplans keine verbleibenden erheblichen und nachhaltigen 
Umweltauswirkungen im Sinne der einzelnen Umweltfachgesetzgebungen zu erwarten 
sind. Eine Ausweisung neuer Baugebiete ist nicht vorgesehen. In sensible Bereiche mit 
Bedeutung für die biologische Vielfalt, wie Waldflächen, Gewässer- und Uferbereiche 
mit abschnittsweise vorhandenen Schilf- und Röhrichtzonen sowie Flachwasserberei-
che wird nicht eingegriffen.  

3 Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung  

Im Rahmen der Verfahren gem. § 3 Abs. 1 BauGB (frühzeitige Unterrichtung der  
Öffentlichkeit), § 4 Abs. 1 BauGB (frühzeitige Behördenbeteiligung), § 3 Abs. 2 BauGB 
(öffentliche Auslegung) und § 4 Abs.2 BauGB (Beteiligung der Behörden und Träger 
öffentlicher Belange) sowie § 4a Abs. 3 BauGB (erneute Beteiligung der Öffentlichkeit 
sowie der Behörden und Träger öffentlicher Belange) gingen Stellungnahmen mit Ein-
wänden, Anregungen oder Hinweisen von folgenden Behörden und Trägern öffentlicher 
Belange ein:  

Landratsamt Starnberg - Untere Naturschutzbehörde, Landratsamt Starnberg – Kreis-
bauamt, Landratsamt Starnberg - Brandschutz, Wasserwirtschaftsamt Weilheim, Baye-
risches Landesamt für Denkmalpflege, Handwerkskammer für München und Oberbay-
ern, Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Deutsche Telekom Technik GmbH, 
Bayernwerk Netz GmbH, Abfallwirtschaftsverband AWISTA Starnberg, Gemeinde 
Wörthsee, Landesbund für Vogelschutz LBV. 

Außerdem haben mehrere private Einwender Stellung genommen. 

Zusammenfassung Behörden und TöB: 
Die Untere Naturschutzbehörde des Landratsamts Starnberg bittet um Korrektur der 
Begründung in Bezug auf das Herausnahmeverfahren, das vom Landratsamt Starnberg 
und nicht von der Gemeinde Seefeld durchgeführt wird. Zusätzlich wird empfohlen, klar-
zustellen, dass auch nach dem Herausnahmeverfahren Teile des Gebiets im Land-
schaftsschutzgebiet verbleiben. Bezüglich § 3 der Schutzgebietsverordnung wird darauf 
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hingewiesen, dass kein generelles Verbot für bauliche Anlagen besteht, sondern eine 
Gestattungspflicht. Entsprechend sind weitergehende bauliche Entwicklungen nicht an-
zeigepflichtig sondern gestattungspflichtig. Zudem sollte die Formulierung angepasst 
werden: Statt "Bei Ablehnung..." sollte es heißen: "Wird der Schutzzweck negativ be-
rührt...". Bezüglich des Zeitpunktes für Gehölzpflanzungen wird empfohlen, die Nut-
zungsaufnahme anstelle der Fertigstellung des Bauvorhabens festzusetzen. Für bauli-
che Anlagen im Uferbereich muss in den Hinweisen die Genehmigungspflicht nach Na-
turschutzrecht ergänzt werden, da diese vom Wasserrecht abweichend geregelt sein 
kann. Zuständig für das Planungsgebiet ist das WWA in Weilheim und nicht in München. 
Die entsprechenden Textstellen wurden in Satzung, Hinweisen, Begründung und Um-
weltbericht angepasst. 

Weiterhin sollte unter dem Hinweis zu Erhaltungsmaßnahmen für Bootshäuser das Wort 
"zulässig" vor "Bootshäusern" hinzugefügt werden. Es wurde stattdessen das Wort „ge-
nehmigt“ ergänzt, um deutlich zu machen, dass nur genehmigte Bestandsbauten Be-
standsschutz genießen. 

Die Hinweise zum Artenschutz (Vorbeugung gegen Vogelschlag und amphibiensichere 
Lichtschächte) sollten als Festsetzung aufgenommen werden. Dem wurde nicht ent-
sprochen. Die Erforderlichkeit von Schutzvorkehrungen gegen Vogelschlag ergibt sich 
aus dem Tötungsverbot gem. § 44 Abs. 1. Satz 1 BNatSchG. Der Hinweis zum Vogel-
schlag wird daher lediglich um einen direkten Bezug zum § 44 Abs. 1. Satz 1 BNatSchG 
ergänzt. Eine Festsetzung zur amphibiensicheren Gestaltung von Lichtschächten ist 
ebenfalls nicht erforderlich, da gemäß saP keine geschützten Arten im B-Plan-Geltungs-
bereich zu erwarten sind. 

Das Kreisbauamt des Landratsamts Starnberg bittet, ausdrücklich auf die Ersetzung des 
ursprünglichen Bebauungsplans „Wörthseeufer" zu verweisen und dessen Bekanntma-
chungsdatum zu korrekt anzugeben. Dies wurde in den Planunterlagen entsprechend 
angepasst. 

Maß der Nutzung 

Das Kreisbauamt bittet darum, die Grundflächen von Garagen/ Stellplätzen und bauli-
chen Anlagen im Sinne vom § 19 Abs. 4 in den Festsetzungen zu berücksichtigen, Log-
gien und Dachüberstände hingegen auszuklammern und die Festsetzungen zur GR(-
Überschreitung) insgesamt eindeutiger und rechtssicherer zu formulieren. Dem wurde 
entsprochen, indem eine Überschreitung der zulässigen GR bis zu einer maximalen 
GRZ für alle Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO grundstücksbezogen festgesetzt wurde. 
Dem Wunsch nach einer Festsetzung der GR-Überschreitung in absoluten Zahlen 
wurde nicht nachgekommen, jedoch eine Tabelle mit den resultierenden absoluten Zah-
len in die Begründung aufgenommen.  

Weiterhin könne sich die Grundfläche von Garagen, Carports und Nebenanlagen nicht 
auf „zusammenhängende bauliche Anlagen“ beziehen, sondern nur auf das Baugrund-
stück. Dem wurde entsprochen und die Formulierung redaktionell angepasst. 

Überbaubare Grundstücksfläche 

Weiterhin sollten die Festsetzungen zur ausnahmsweisen Baugrenzenüberschreitung 
durch vortretende Bauteile wie Balkone und Terrassen überarbeitet werden. Die Fest-
setzung für Balkone kann entfallen, da § 23 Abs. 3 Satz 2 BauNVO bereits die gleichen 
baurechtlichen Möglichkeiten vorgibt. Bezüglich der Überschreitung der Baugrenzen 
durch Terrassen wird vom Kreisbauamt angemerkt, dass bei einer Ausnahme nach §31 
Abs. 1 BauGB kein Genehmigungsfreistellungsverfahren gemäß Art. 58 BayBO zulässig 
ist. Darüber hinaus ist diese Ausnahme zwingend zu begründen und darf nicht zur Regel 
werden. Sonst wäre ein Sonderbauraum für Terrassen festzusetzen. Da die Bauräume 
bereits so gefasst sind, dass Terrassen normalerweise innerhalb des Bauraums 
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errichtet werden können, wurde an der Ausnahmeregelung festgehalten. Um jedoch den 
Ausnahmetatbestand noch zu unterstreichen und einer unverhältnismäßigen Ausdeh-
nung von Terrassen vorzubeugen, wurde die Möglichkeit der ausnahmsweisen Über-
schreitung der Baugrenzen bis zu einer maximalen Tiefe von 4,0 m auf maximal zwei 
Dritteln der jeweiligen Fassadenlänge auf eine Gebäudeseite beschränkt. 

Höhenfestsetzungen / Abstandsflächen 

Auf Hinweis des Kreisbauamtes (und aufgrund von Stellungnahmen aus der Öffentlich-
keit) wurden ferner die Höhenfestsetzungen im Laufe des Verfahrens überarbeitet und 
vereinfacht, so dass pro Baugebiet nur ein Höhenbezugspunkt für die Ermittlung der 
zulässigen Wandhöhe festgesetzt wird. Zudem wurde auf Hinweis des Kreisbauamtes 
geregelt, dass die gemeindliche Abstandsflächensatzung einzuhalten ist, auch wenn 
sich aus den festgesetzten Baugrenzen in Verbindung mit den zulässigen Wandhöhen 
im Bebauungsplan andere Abstandsflächen ergeben würden. 

Grünordnung / Landschaftsschutzgebiet 

Die Zulässigkeit von Stegen, Boots- und Badehäusern in der Wasserfläche „Wörthsee" 
sollte im B-Plan geregelt werden. Dem wurde nicht entsprochen. Die Zulässigkeit von 
baulichen Anlagen im und am Gewässer Wörthsee sowie anderweitige Veränderungen 
des Ufers ist bereits über das Wasserhaushaltsgesetz sowie über die Landschafts-
schutzgebietsverordnung „Westlicher Teil des Landkreises Starnberg“ geregelt. Da dort 
keine Regelungen erforderlich sind, wurde die Wasserfläche aus dem Umgriff des Be-
bauungsplans ausgenommen.  

Weiterhin weist das Kreisbauamt darauf hin, dass innerhalb der festgesetzten privaten 
Grünfläche keine genehmigungspflichtigen Änderungen / Ertüchtigungen an bestehen-
den baulichen Anlagen zulässig sind. Dies wurde zur Kenntnis genommen und ent-
spricht der planerischen Zielsetzung für diesen Bereich.  

Das Kreisbauamt wies ferner darauf hin, dass vor Abschluss des Herausnahmeverfah-
rens die bestehende und nicht die zukünftige Grenze des Landschaftsschutzgebietes 
dargestellt werden muss. Dies wurde in der Planzeichnung angepasst. 

Dachgestaltung 

Weiterhin rät das Kreisbauamt, die Festsetzungen zur Begrünung von Flachdächern 
sowie zur Farbgestaltung der Dacheindeckung zu streichen. Dem wurde nicht entspro-
chen, da die Festsetzungen als Maßnahme zur Anpassung an den Klimawandel (Dach-
begrünung) und zur Wahrung eine einheitlichen Gestaltungsbildes (Dachfarben) als 
wichtig erachtet werden Es wird jedoch, wie vom Kreisbauamt gefordert, auf die Rege-
lung des Kräuteranteils in der Dachbegrünung verzichtet. Dem Hinweis, bei Garagen 
auf die Regelung der Dachneigung zu verzichten, wurde gefolgt. 

Zudem wurde empfohlen, PV-Anlagen auf den Dächern nicht nur bündig mit der Dach-
haut, sondern auch geringfügig aufgeständert zuzulassen. Dem wurde aus gestalteri-
schen Gründen nicht entsprochen. 

Sonstiges 

Weiterhin wurden auf Hinweis der Kreisbauamtes die Regelung zur Breite der Zufahrten 
sowie die Festsetzung zur Zulässigkeit von Abgrabungen für abgedeckte Lichtschächte 
und Treppenanlagen gestrichen und die Festsetzung zur Gestaltung von Zäunen allge-
meiner gefasst.  

Die Abteilung Brandschutz des Landratsamts Starnberg empfiehlt, die Löschwasserbe-
darfsermittlung von einem Brandschutzfachplaner gemäß Arbeitsblatt W405 des DVGW 
durchführen zu lassen und die Lage neuer Hydranten mit dem Kommandanten der ört-
lich zuständigen Feuerwehr festzulegen. Die Bedarfsermittlung wurde gemäß 
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Arbeitsblatt W405 durchgeführt. Es ist von einem üblichen Wert für Wohngebiete dieser 
Bebauungsart auszugehen. Löschwasserentnahmemöglichkeiten im Umkreis können 
angerechnet werden. Eine Trinkwasserleitung mit mehreren Unterflurhydranten ist vor-
handen. Da es sich um ein Bestandsgebiet ohne vorgesehene weitreichende Nachver-
dichtung handelt wird davon ausgegangen, dass keine neuen Hydranten erforderlich 
werden. Zudem grenzen alle Grundstücke direkt an den Wörthsee an, der im Bedarfsfall 
als weitere Entnahmemöglichkeit dienen kann.   
Hinsichtlich der Erschließungssituation und eines zweiten Flucht- und Rettungsweges 
bestehen seitens der Behörde keine grundsätzlichen Bedenken. Beides wurde zur 
Kenntnis genommen.   
Das Wasserwirtschaftsamt Weilheim äußert unter Beachtung nachfolgender Stellung-
nahmen keinen Bedenken aus wasserwirtschaftlicher Sicht gegen die vorliegende Bau-
leitplanung.   
Grundwasser  
Die Behörde weist auf besondere Grundwasserverhältnisse im Plangebiet hin und emp-
fiehlt daher, die Einleitung von Grund-, Drän- und Quellwasser in die öffentliche Kanali-
sation auszuschließen. Zudem muss bei möglichen Grundwasserfunden während Erd-
arbeiten die zuständige Wasserrechtsbehörde informiert werden. Die Hinweise werden 
in die Satzung sowie die Planunterlagen aufgenommen.   
Altlasten und Bodenschutz  
Im Plangebiet bestehen laut Behörde keine Hinweise auf Altlasten oder schädliche Bo-
denveränderungen. Für den Fall von Auffälligkeiten bei Erdarbeiten wird auf die Mittei-
lungspflicht gegenüber der zuständigen Bodenschutzbehörde hingewiesen. Die Stel-
lungnahme wird zur Kenntnis genommen, der entsprechende Hinweis ist bereits in der 
Satzung enthalten.   

Häusliches Schmutzwasser  
Nach Informationen der Behörde wird das Gemeindegebiet über eine Trennkanalisation 
entwässert. Insofern bittet sie zu prüfen, ob tatsächlich ein “Mischwasserkanal” wie im 
Begründungsentwurf beschrieben vorhanden ist. Es handelte sich um einen redaktio-
nellen Fehler, der in den entsprechenden Textstellen abgeändert wurde.  
Niederschlagswasser   
Die Behörde merkt an, dass bei Überlastung der Versickerungsanlagen sicherzustellen 
ist, dass Niederschlagswasser schadlos und breitflächig dem Wörthsee zufließen kann. 
Ferner wird auf den Tagwasserkanal der Gemeinde verwiesen und ein Planhinweis zur 
Planung von Versickerungsanlagen eingebracht. Die Erschließung ist im Bebauungs-
plan ausreichend gesichert ist, da es sich um eine Bestandsbebauung handelt, bei der 
die Entwässerung bereits im Rahmen der jeweiligen Bauanträge geregelt und geprüft 
wurde. Bei der Gemeinde ist eine gedrosselte Einleitung unter Vorlage entsprechender 
Planunterlagen und Nachweise zu beantragen. Der Hinweis wurde entsprechend er-
gänzt.   
Oberflächengewässer  
Es wird angebracht, dass für die Gewässerunterhaltung am Wörthsee das Wasserwirt-
schaftsamt Weilheim zuständig ist. Der Hinweis wurde im Satzungsentwurf und der Be-
gründung entsprechend angepasst. Zudem sollten Verweise auf gesetzliche Bestim-
mungen zum BayWG überprüft werden. Die Verweise wurden angepasst bzw. aktuali-
siert.  

Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege verweist auf Bodendenkmäler in unmit-
telbarer Nähe zum Planungsgebiet und erläutert lokal-historische Gegebenheiten. In der 
Umgebung des Planungsgebietes gelegene Bodendenkmäler werden in der Begrün-
dung bzw. dem Umweltbericht ergänzt. Weiters merkt die Behörde an, dass 
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Bodendenkmäler gem. Art. 1 BayDSchG in ihrem derzeitigen Zustand vor Ort zu erhal-
ten sind. Der Bebauungsplan enthält bereits einen Hinweis auf den Umgang mit zu Tage 
tretenden Bodendenkmälern und deren Meldepflicht.  

Mit Verweis auf die entsprechenden rechtlichen Grundlagen im BauGB und BayDSchG 
wird von der Behörde darauf hingewiesen, dass bei der Aufstellung von Bauleitplänen  
die Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege zu berücksichtigen sind. Die 
genannten Bodendenkmäler sind nachrichtlich in der markierten Ausdehnung in die Be-
bauungsplanunterlagen zu übernehmen. Gem. Denkmaldaten des BayernAtlas liegen 
innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans keine Bodendenkmäler, die 
nachrichtlich darzustellen wären. 

Es wird zudem auf fachliche Hinweise zur Abstimmung kommunaler Planungen mit Be-
langen der Bodendenkmalpflege verwiesen. Die Vorgehensweisen und Arten der Prü-
fungsverfahren, behördliche Zuständigkeiten und Folgen für das Verfahren und die Vor-
habenträger bei einer Denkmalvermutung oder einer Denkmalfeststellung werden aus-
geführt. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Der Forderung nach einer textlichen Festsetzung, auf dem Lageplan und ggf. in den 
Umweltbericht bezüglich einer denkmalrechtlichen Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 
BayDSchG für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird nicht entsprochen. Da weder im Geltungsbereich noch in einem Umkreis von 600 
m zum Geltungsbereich Bodendenkmäler dokumentiert sind, es sich um einen Bebau-
ungsplan im Bestand handelt und sich zudem in den Bauakten keine Hinweise auf zu-
tage getretene Bodendenkmäler im Geltungsbereich befinden, kann der Auffassung, 
dass ein Vorkommen von Bodendenkmälern im Planungsgebiet grundsätzlich vermutet 
werden muss, nicht gefolgt werden. Der Art. 7 Abs. 1 BayDSchG wird jedoch als allge-
meiner Hinweis in Satzung und Begründung aufgenommen. 

Die Behörde erwähnt, dass im Rahmen der Genehmigungsverfahren das BLfD die fach-
lichen Belange der Bodendenkmalpflege formulieren wird. Der Hinweis wird zur Kennt-
nis genommen. 

Zwei weitere Hinweise zur Berücksichtigung sowie zur Vorgehensweise bei archäologi-
schen Untersuchungen und Ausgrabungen, unter anderem bei der Parzellierung, mit 
Verweis auf entsprechende fachliche Grundlagen werden zur Kenntnis genommen. Bei 
der vorliegenden Planung handelt es sich nicht um eine Neuaufstellung eines Bebau-
ungsplans, sondern um die Neuregelung einer bereits bestehenden Bestandsbebauung 
auf bestehenden Grundstücken. Eine Neuparzellierung erfolgt nicht.  

Die Handwerkskammer für München und Oberbayern befürwortet die Berücksichtigung 
vorhandener Strukturen und die möglich gemachte bauliche Nachverdichtung aus dem 
Planvorhaben, sofern dies im Einvernehmen mit den Eigentümern in den Geltungsbe-
reichen abgestimmt ist.  

Die Eigentümer wurden neben der förmlich durchgeführten frühzeitigen Öffentlichkeits-
beteiligung sowohl schriftlich als auch im Rahmen eines Bürgerinformationsabends über 
das Bebauungsplanverfahren informiert und beteiligt. 

Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten bezieht sich auf die Hinweise zur 
Baumwurfzone, in der die Errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen mit Aufent-
haltsfunktion besonderen Sicherheitsansprüchen unterliegt. Die Annahme, das AELF 
könnte eine nur "abstrakten Baumwurfgefahr" im Einzelfall bescheinigen, wird als unzu-
treffend kritisiert. Die ausgewiesene Baumwurfzone definiert den Bereich, in dem Ge-
fahr für Leib und Leben sowie für Gebäude nicht auszuschließen ist. Die Sicherheit der 
Bewohner hat Priorität und muss gewährleistet sein. Der textliche Hinweis wird entspre-
chend angepasst. Die hinweisliche Darstellung der Baumwurfzone in der Planzeichnung 
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wird jedoch entfernt, da in Bayern kein gesetzlich vorgeschriebener Abstand von Wald 
zu Bebauung existiert. 

Weiterhin erklärt sich das AELF als nicht zuständig für Abstimmungen zum Baumbe-
stand, der sich außerhalb der ausgewiesenen Waldflächen befindet. Diese sind mit der 
UNB zu treffen. Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Deutsche Telekom Technik GmbH hat Anlass, Ziel und Zweck der Planung zur 
Kenntnis genommen. Sie verweist auf Telekommunikationsanlagen der Deutschen Te-
lekom im Planungsgebiet. Deren Bestand und Betrieb muss weiterhin gewährleistet blei-
ben. Es wird um Kontaktaufnahme gebeten, falls im Planungsbereich Verkehrswege, in 
denen sich Telekommunikationsanlagen befinden, entwidmet werden. Außerdem wird 
angemerkt, dass die Verlegung neuer Telekommunikationslinien zur Versorgung des 
Planbereichs mit Telekommunikationsinfrastruktur im und außerhalb des Plangebiets 
einer Prüfung vorbehalten bleibt.  Damit die Erschließung des Gebiets koordiniert erfol-
gen kann, wird um eine rechtzeitige Information vor Baubeginn gebeten. Die Stellung-
nahme wird zur Kenntnis genommen.  

Die Bayernwerk Netz GmbH erhebt keine grundsätzlichen Einwendungen, wenn 
dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb ihrer Anlagen nicht beeinträchtigt 
wird. Es wird auf betriebene Versorgungseinrichtungen im überplanten Bereich verwie-
sen und diese in einem Lageplan mit dem Verlauf der Leitungen übermittelt. Es wird 
weiters auf den Schutzzonenbereich für Kabel, die grundbuchamtliche Sicherung der 
Leitung nebst Zubehör mittels Dienstbarkeiten und erforderliche Rücksichtsnahmen und 
Unterrichtungspflichten bei Bau- und Bepflanzungsvorhaben in Trassennähe verwiesen.  

Das bestehende Leitungsnetz ist durch die Festsetzungen des Bebauungsplans nicht 
betroffen. Die Sicherung der Leitungen bei konkreten Baumaßnahmen hat im Rahmen 
des Bauvollzugs zu erfolgen. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und in 
den Hinweisen des Bebauungsplanes mit aufgeführt. 

Ein weiterer Hinweis zu Bauverfahren im Zuge des Ausbaus des elektrischen Versor-
gungsnetzes bezüglich der (Neu-)Verlegung von Kabeln wird zur Kenntnis genommen.  

Zum Ausbau von Transformatorenstationen im Gebiet wird eine beschränkte persönli-
che Dienstbarkeit für entsprechende Baumaßnahmen bereits vor Bau der ersten Ge-
bäude gewünscht. Im Planungsgebiet ist keine verfügbare Fläche auf öffentlichem 
Grund vorhanden. Zudem handelt es sich um eine Überplanung im Bestand. Sollte sich 
in Zukunft tatsächlich ein zwingender Bedarf für die Neuerrichtung von Transformato-
renstationen ergeben, können Nebenanlagen als Ausnahme zugelassen werden. Der 
Bebauungsplan steht der Errichtung nicht grundsätzlich entgegen, weshalb eine Anpas-
sung der Festsetzungen nicht erforderlich ist.  

Der Abfallwirtschaftsverband AWISTA Starnberg merkt an, dass die Bereitstellung aller 
Behälter im Holsystem am nächsten befahrbaren öffentlichen Verkehrsraum erfolgen 
muss, um eine ordnungsgemäße und dauerhafte Abfallentsorgung durch dreiachsige 
Abfallsammelfahrzeuge zu gewährleisten. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men.  

Die Gemeinde Wörthsee erklärt, dass Belange der Gemeinde Wörthsee nicht betroffen 
sind, es werden keine Einwände erhoben. Die Gemeinde übermittelt den Hinweis: „Der 
Rundweg um den Wörthsee soll erhalten werden“. Der Hinweis bzw. die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis genommen. Der Teilbereich des Flurstücks 470/103 wird als öffentli-
che Verkehrsfläche dargestellt. Die Gemeinde befindet sich diesbezüglich in Abstim-
mungen mit dem Eigentümer, zum Erwerb des Grundstücks und zur langfristigen Siche-
rung des Wörthsee Rundweges. 
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Der Landesbund für Vogelschutz LBV stimmt dem Bebauungsplan zu. Aufgrund der 
Nähe zum Wörthsee sowie zum angrenzenden Laubwald müssen jedoch Anpassungen 
zum Artenschutz ergänzt werden. Bezüglich der Vermeidung von Vogelschlag werden 
Maßnahmen zur Gestaltung von Glasflächen gefordert. Diesen wird entsprochen und 
ein entsprechender Hinweis in die Satzung aufgenommen. Bezüglich der Beleuchtung 
wird die Wahl von Lampen und Lampenkonstruktionen mit artenverträglichen Eigen-
schaften gefordert. Lichtschächte und Gullys sind amphibiengerecht zu gestalten. Den 
Anmerkungen wird entsprochen und der Bebauungsplan mit Begründung und Umwelt-
bericht den Behandlungsvorschlägen angepasst und ergänzt. 

 

Zusammenfassung Öffentlichkeit: 
Maß der baulichen Nutzung 

Von mehreren Einwendern wird auf eine Ungleichbehandlung in Bezug auf das Maß der 
Nutzung hingewiesen. Es wird bemängelt, dass zwar für einige Grundstücke eine grö-
ßere Grundfläche festgesetzt wurde, um die dort bereits bestehende Bebauung abzu-
bilden, die im Bestand geringer bebauten Grundstücke aber nur eine Grundfläche von 
in der Regel 200 qm erhalten. Es wird eine einheitliche Grundflächenquote für alle 
Grundstücke gefordert, die sich an der jeweiligen Grundstücksgröße orientiert. Die Ein-
zelfälle wurden geprüft und in rechtlich vertretbaren Fällen, wie bspw. aufgrund der be-
sonderen Lage und Nachbarschaft zu bereits im Bestand dichter bebauten Grundstü-
cken vor allem im südlichen Abschnitt des Geltungsbereichs eine Erhöhung der zuläs-
sigen Grundfläche vorgenommen. Insgesamt stützt sich das städtebauliche Konzept je-
doch ausdrücklich nicht auf das Verhältnis der Grundstücksgröße zur jeweiligen Bebau-
ung, sondern legt vielmehr eine zur Erreichung des Planungsziels angestrebte Gebäu-
detypologie zugrunde, welche eine bestimmte Grundfläche nicht überschreiten sollte. 
Die Ausreißer mit höheren Grundflächen sollen nicht als Vorbild für die zukünftige Ent-
wicklung dienen. Daher wurde für die meisten Grundstücke eine Grundfläche von 200 
qm als Standard-Festsetzung beibehalten.  

Überbaubare Grundstücksflächen  

Die Einwender fordern teilweise eine Anpassung der Baugrenzen, da die festgelegten 
Baugrenzen im Vergleich zu anderen Grundstücken unverhältnismäßig klein seien. Sie 
fordern eine Anpassung der Baugrenzen, um ein gerechtes Verhältnis zwischen bebau-
barer Fläche und Gesamtgrundstücksfläche zu gewährleisten und zukünftige bauliche 
Erweiterungen zu ermöglichen Den Anmerkungen zu Anpassungen der Bauräume 
wurde in vertretbaren Fällen Folge geleistet und die Baugrenzen entsprechend erweitert 
bzw. angepasst.  

Gestaltung: 

Weiterhin wird die Notwendigkeit einer Überprüfung der gestalterischen Festsetzungen 
für die Bebauung betont, um eine Überreglementierung zu vermeiden und innovative 
Gestaltungsansätze zu ermöglichen. Dem wurde größtenteils nicht entsprochen, da der 
Planungswille der Gemeinde darin besteht, ein einheitliches gestalterisches Erschei-
nungsbild entlang des Wörthseeufers zu erreichen. Es erfolgte jedoch eine Anpassung 
der Festsetzung bzgl. Dachfarben, dahingehend, dass bereits im Bestand bestehende 
Dachfarben weiterhin zulässig sind und ein harmonisches Erscheinungsbild der Dach-
landschaft gewährleistet wird.  

Bootshäuser 

Es wurde auf die teils fehlende Erfassung von Nebengebäuden und Bootshäusern im 
Bebauungsplan hingewiesen und gefordert, dass alle Bauten insbesondere nicht ge-
nehmigte Bauten, im Bebauungsplan erfasst und entsprechend gekennzeichnet 
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werden, um Klarheit über den Bestandsschutz und nachträgliche Genehmigungen zu 
schaffen. Der Forderung wird nicht entsprochen. Der Bestandsschutz für bauliche Anla-
gen ergibt sich aus deren Genehmigungsstatus, unabhängig von der Darstellung im Be-
bauungsplan.  

Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen, Zufahrten 

Es wird angemerkt, dass die Forderung, Garagen, Carports und Nebenanlagen mit ei-
nem Abstand von 3 m zu den seitlichen Grundstückgrenzen anzuordnen, zu wenig Frei-
heit bei der Nutzung der Grundstücke lasse. Die Festsetzung eines 3m-Abstands von 
Garagen und Carports zu den seitlichen Grundstücksgrenzen wurde gestrichen. 

Weiterhin wird angemerkt, dass die Festsetzung in Abschnitt B.5.3 bezüglich der Breite 
von Zufahrten mit 2,5 m zu schmal gewählt ist. Aufgrund der Straßenbreite und des 
Bewegungsradius der PKW sollte diese Breite erhöht werden. Die Festsetzung zur Be-
grenzung der Zufahrtsbreite auf 2,50 m wurde gestrichen, da die damit angestrebte Be-
grenzung der Bodenversiegelung ohnehin durch die gesamtheitliche Begrenzung der 
GRZ inklusive Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO erreicht wird.  

Die entsprechenden Änderungsbedarfe wurden in Satzung, Hinweisen, Begründung 
und Planzeichnung angepasst. 

Sonstiges 

Weiter wird Kritik geübt an Bauaktivitäten auf benachbarten Grundstücken, die nicht den 
Vorgaben des Bebauungsplans entsprächen. In diesem Zusammenhang wird die For-
derung nach einer einvernehmlichen Lösung im Vorfeld gestellt. Zudem wird auf Be-
schädigungen des Straßenumfelds durch Baufahrzeuge hingewiesen. Die Stellung-
nahme wird zur Kenntnis genommen, jedoch als Angelegenheit der Bauaufsicht und 
nicht des Bauleitplanverfahrens betrachtet, die nicht auf Ebene des Bebauungsplans zu 
lösen ist. Es sind diesbezüglich keine Änderungen am Bebauungsplan erforderlich. 

 

4 Planungsalternativen 

Die Planung zielt auf die Sicherung und maßvolle Erweiterung des vorhandenen Be-
stands in einem bislang nach §34 BauGB bebaubaren Gebiet. Für die dafür notwendige 
Neuaufstellung der Bebauungspläne und die daraus resultierenden Änderungen des 
FNP gibt es folglich keine Alternativen.  

 

 

Seefeld, den ____________________________ 

 

Klaus Kögel 

Erster Bürgermeister 
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